
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Rudolf Silvan, Robert Laimer, 
Genossinnen und Genossen, 
betreffend „Engagierte Neutralitätspolitik in Krisenzeiten" 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 1 zum Bericht des 
Landesverteidigungsausschusses über das Volksbegehren (21 71 d.B.) 
"NEUTRAL/TAT Österreichs JA" (2431 d.B.) 

Die Neutralität Österreichs hat in den fast siebzig Jahren ihres Bestehens unter sich 
ändernden geopolitischen Umständen immer als wichtiger Rahmen für die Außen- und 
Sicherheitspolitik gedient. Österreich ist seit den l 960er Jahren in den Vereinten Nationen 
aktiv und wurde mehrmals als nichtständiges Mitglied in den Sicherheitsrat gewählt. Es 
beteiligte sich an über 100 Auslandseinsätzen im Rahmen von VN, EU und NATO. 
Österreich ist auch stark in der OSZE engagiert, die eine wichtige Plattform für Dialog 
und Verständigung in Konfliktzeiten bietet. 

Die Sicherheitslage in Europa hat sich nach dem Ende des Kalten Krieges nicht 
entscheidend verbessert, und die Anzahl der Kriege und Konflikte hat zugenommen. Die 
Aufgaben für neutrale Staaten wurden nicht nur nicht weniger, sie haben sich grundlegend 
verändert. 

Die neutralitätsgerechte Positionierung Österreichs innerhalb der GASP/GSVP dient 
weiterhin den außen- und sicherheitspolitischen Interessen Österreichs und schützt vor 
einer Beteiligung an militärischen Konflikten. Das neutrale Österreich hat im Rahmen der 
EU viele Handlungsmöglichkeiten und sollte diese aus sozialdemokratischer Sicht nutzen. 

Eine engagierte Neutralitätspolitik trägt dazu bei , dass Österreich zur Prävention und 
Lösung von Konflikten beitragen und ihre guten Dienste in den internationalen 
Beziehungen anbieten kann. In Krisenzeiten ist diese von höchster Bedeutung, da sie zur 
Friedenssicherung mit Mitteln der Diplomatie beiträgt. 

Eine engagierte Neutralitätspolitik Österreichs schafft Vertrauen in einem äußerst 
komplexen geopolitischen Umfeld, leistet einen Beitrag zur Prävention von Konflikten 
und setzt sich aktiv für den Frieden ein. 

Aus diesem Grund stellen die unterfertigten Abgeordneten folgenden 

Entschl ießungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung, insbesondere der Bundeskanzler wird aufgefordert, folgende 
Maßnahmen umzusetzen: 

• Die Neutralität Österreichs durch eine tatsächlich gelebte Umfassende 
Landesverteidigung zu stärken und sie als Grundlage für die Sicherheits- und 
Friedenspolitik zu betonen, 

• die Rolle Österreich als glaubwürdiger Vermittler und Ansprechpartner in 
Konflikten wiederzuerlangen, 
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• die Bereitschaft, am zivilen und militärischen Krisenmanagement der EU unter 
Berücksichtigung der verfassungsrechtlichen Bestimmungen teilzunehmen, 

• die österreichische Neutralität in der Gestaltung der Außen- und 
Sicherheitspolitik zu berücksichtigen, 

• die Beibehaltung des Einstimmigkeitsprinzips in Fragen der GASP/GSVP in 
der EU, 

• die Unterstützung der Stärkung der außen- , sicherheits- und 
verteidigungspolitischen Dimension der EU zur Erreichung einer strategischen 
Autonomie, während die Einhaltung der verfassungsmäßigen Neutralität 
regelmäßig überprüft wird, 

• die Verpflichtung zur zeitgemäßen Ausstattung des österreichischen 
Bundesheeres zur Gewährleistung von Neutralität, Souveränität und 
territorialer Integrität sowie die Unterstützung weltweiter Rüstungskontrolle 
und eines Verbots von Atomwaffen, 

• die Verschärfung der Exportkontrolle von Kriegswaffen, Kriegsfahrzeugen und 
Kriegsmunition auf nationaler und europäischer Ebene, um Missbrauch zu 
verhindern, 

• die Einführung strengerer gesetzlicher Regeln und öffentlicher Meldepflichten 
für Vertreter der Rüstungsindustrie in Behörden und bei Entscheidungsträgern 
auf nationaler und EU-Ebene, um Partikularinteressen besser abschätzen zu 
können." 
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